
Forderungen für eine gute Zukunft der EU aus Sicht der Arbeitnehmer:innen und Konsument:innen 2024-2029

Besteuerung von Unternehmen: Geplante 
Maßnahmen endlich umsetzen

Forderungen

•	•	 Einheitliche Konzernbesteuerung in der EU

•	•	 Neufassung des BEFIT Vorschlags: a) 
schärfere Gewinnermittlungsvorschriften, b) 
konsequentere Verteilung der Konzerngewinne 
gemäß der Wertschöpfung

•	•	 Anhebung der Mindeststeuer für Konzerne 
auf 25% innerhalb der EU (Änderung 
Mindeststeuerrichtlinie)

Hintergrund

Nicht mehr zeitgemäße Vorschriften zur 
Konzernbesteuerung führten zu weltweiten 
Steuerausfällen von bis zu 240 Mrd. USD jährlich. 
Auch die aktuellen Vorschläge der Kommission zur 
Unternehmensbesteuerung (BEFIT) gehen nicht 
weit genug. 

Begründung und Argumente 

Mit Einführung der globalen Mindeststeuer in Höhe 
von 15% für multinationale Konzerne ab 2024 ist 
ein neues Zeitalter in der Konzernbesteuerung 
angebrochen. Die Regelungen (GloBE Rules) 
zur Mindestbesteuerung sind das Ergebnis des 
BEPS-Projekts, das die OECD im Auftrag der G7 
umgesetzt hat. Die Mindestbesteuerungsrichtline 
soll eine einheitliche Anwendung in der EU 
gewährleisten und ergänzt die ATAD-Richtlinie 
(ebenfalls ein Ausfluss aus dem BEPS-Projekt). 
Davon abgesehen, gibt es nach wie vor keine 
einheitliche Konzernbesteuerung in der EU. 
Deshalb sind weitere Maßnahmen notwendig.
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1) Die gemeinsame Bemessungsgrundlage erlaubt 
teilweise großzügigere Abzugsmöglichkeiten oder 
Befreiungen als die nationale Bemessungsgrundlage 
in Österreich, zum Beispiel betreffend realisierte 
Wertzuwächse, was zu sinkenden effektiven 
Steuersätzen für Großunternehmen führen würde und 
budgetär problematisch wäre. 

2) Neben der einheitlichen Bemessungsgrundlage 
muss der gesamte Konzerngewinn auch mittels einer 
geeigneten Formel (wie etwa beim Vorschlag zur 
CCCTB nach Realkapital, Konsum und Beschäftigung/ 
Löhnen) auf die betroffenen Mitgliedstaaten verteilt 
werden. Im gegenwärtigen Vorschlag sollen die 
Gewinne (vorübergehend) anteilig auf Basis des 
durchschnittlichen steuerlichen Ergebnisses der 
letzten 3 Jahre verteilt werden, was wenig Änderung 
zum Status Quo betrifft. Auch wenn eine Evaluierung 
angedacht ist, geht der Vorschlag im Ergebnis nicht 
weit genug.

Die Kommission sollte hier einen entsprechenden 
Richtlinienvorschlag vorlegen. Eine Anhebung 
des Mindeststeuersatzes auf 25% ist ebenfalls 
anzustreben.
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Die Bundesarbeitskammer (AK) ist die gesetzliche 
Interessenvertretung von rund 4 Millionen 
Arbeitnehmer:innen und Konsument:innen in 
Österreich. Sie vertritt ihre Mitglieder in allen sozial-, 
bildungs-, wirtschafts- und verbraucherpolitischen 
Angelegenheiten auf nationaler sowie auch auf der 
Brüsseler EU-Ebene. 
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